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Nähere Informationen dazu  
finden Sie auf Seite 4

Elektronische Rechnung bald auch in Österreich Pflicht?
Mit März 2025 hat die EU eine wesentliche Richtlinie (EU 
2025/516) veröffentlicht, welche Teil des Reformpakets „VAT 
in the Digital Age“ (ViDA) ist und durch welche das Mehrwert-
steuersystem an die Anforderungen der Digitalisierung ange-
passt werden soll.

Ein zentraler Bestandteil der EU-Richtlinie ist die verpflichtende 
elektronische Rechnungsausstellung bei innergemeinschaft-
lichen B2B-Transaktionen. Ab 1.7.2030 müssen Rechnungen 
zwischen Unternehmen im EU-Raum verpflichtend in einem 
strukturierten elektronischen Format ausgestellt, übermittelt 
und empfangen werden. Herkömmliche Formate wie PDF erfül-
len diese Anforderungen künftig nicht mehr. Da die Richtlinie 
auch für Österreich verbindlich ist, muss auch in Österreich hier 
zwingend eine Umsetzung dieser bis 1.7.2030 erfolgen.

Mit der E-Rechnung wird gleichzeitig auch ein digitales Melde-
system (Digital Reporting Requirements – DRR) eingeführt. 
Innergemeinschaftliche Lieferungen sowie bestimmte Umsätze, 

die dem Reverse-Charge-Verfahren unterliegen, müssen künftig 
elektronisch fakturiert und digital gemeldet werden.

Ab Juli 2030 können daher Papier- und andere nicht den neuen 
Vorgaben entsprechende Rechnungsformate somit nur noch für 
Geschäftsvorfälle (z. B. Inlandsumsätze im B2B-Bereich, B2C-
Transaktionen) verwendet werden, die nicht von den digitalen 
Meldepflichten erfasst sind.

Gilt die E-Rechnungspflicht künftig auch für nationale 
Umsätze?

Für rein nationale Umsätze zwischen österreichischen Unter-
nehmen sieht die Richtlinie keine unmittelbare Verpflichtung 
zur elektronischen Rechnungslegung vor. Die Richtlinie eröff-
net den Mitgliedstaaten jedoch die Möglichkeit, auch eine natio-
nale elektronische Rechnungspflicht einzuführen. Ob dies auch 
in Österreich geschehen wird, ist aktuell noch offen.
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HFU-Liste laufend prüfen – erhöhte 
Haftungssätze seit 1.1.2026
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Der Oberste Gerichtshof (OGH) hat jüngst entschieden, dass 
für staatliche Corona-Hilfen die EU-Höchstgrenzen pro Kon-
zern und nicht pro Gesellschaft gelten. Da im Rahmen der Pan-
demie allerdings Hilfen vielfach auf Basis einzelner Gesellschaf-
ten berechnet und ausbezahlt wurden, bedeutet dies, dass viele 
Unternehmen nunmehr die empfangenen Hilfen teilweise wie-
der zurückzahlen müssen. 

Dies ist auch mitunter der Grund, warum aktuell die Corona-Hil-
fen vielfach auch im Fokus der Betriebsprüfung stehen. Dabei 
gilt es zu beachten, dass für Unterlagen im Zusammenhang mit 
Corona-Hilfen häufig verlängerte Aufbewahrungspflichten gel-
ten, welche über die allgemeine 7-jährige Aufbewahrungsfrist 
teilweise deutlich hinausgehen. 

Wichtige Aufbewahrungsfristen für Corona-Hilfen

Kurzarbeitsbeihilfe 10 Jahre nach Ende des 
Kalenderjahres der letzten 
Auszahlung

AWS Investitionsprämie 10 Jahre nach Ende des 
Kalenderjahres der letzten 
Auszahlung

Fixkostenzuschuss/FKZ 
800.000,00

7 Jahre nach Abschluss des 
Fördervertrags

Ausfallsbonus 7 Jahre nach Abschluss des 
Fördervertrags

Verlustersatz 7 Jahre nach Abschluss des 
Fördervertrags

Härtefallfonds 7 Jahre nach Ende des Kalen-
derjahres der gesamten För-
derung

NPO Unterstützungsfonds 7 Jahre nach Ende des Kalen-
derjahres der gesamten För-
derung

Welche Unterlagen sind aufzubewahren bzw. prüfungsrele-
vant?

 • eingebrachte Förderanträge inkl. Berechnungen
 • Förderverträge oder Bewilligungs- und Auszahlungsbe-
scheide

 • alle Rechnungen, Kontoauszüge, Belege und Buchhaltungs-
unterlagen, die als Nachweis für die Umsatzausfälle, Fixkos-
ten oder die Verwendung der Gelder dienten

 • Korrespondenz mit den zuständigen Stellen (z. B. COFAG, 
AMS, AWS)

 

Corona-Hilfen im Fokus der Betriebsprüfung – verlängerte 
Aufbewahrungsfristen beachten

Bei einer GPLB-Prüfung (Gemeinsame Prüfung Lohnabgaben 
und Beiträge) zeigt sich in der Praxis immer wieder, dass Unter-
lagen fehlen oder unvollständig sind. Dies kann unangenehme 
Folgen haben, denn für die ordnungsgemäße Führung der Auf-
zeichnungen sind letztlich die verantwortlichen Leitungsor-
gane – etwa Geschäftsführung, Vorstand oder Vereinsführung 
– zuständig. Um Beanstandungen und mögliche Strafen zu ver-
meiden, sollten insbesondere folgende Unterlagen stets voll-
ständig und aktuell geführt werden:

Lohnkonto

Für jede Dienstnehmerin bzw. jeden Dienstnehmer ist ein Lohn-
konto zu führen. Darin sind neben den persönlichen Daten ins-
besondere die ausbezahlten Bezüge, die Lohnabgaben sowie die 
jeweiligen beitragsrechtlichen Grundlagen zu erfassen. Welche 
Angaben verpflichtend sind, regelt die Lohnkontenverordnung. 
Fehlt das Lohnkonto bei einer Prüfung oder ist es mangelhaft 
geführt, können finanzstrafrechtliche Konsequenzen drohen.

Arbeitszeitaufzeichnungen

Ebenso wichtig ist eine nachvollziehbare Dokumentation der 
Arbeitszeiten. Aufzuzeichnen sind unter anderem die tägliche 

und wöchentliche Arbeitszeit sowie die vorgesehenen Ruhe-
zeiten und Ruhepausen. Auch Tätigkeiten während Wochen-, 
Ersatz- oder Feiertagsruhe müssen entsprechend dokumentiert 
werden. Bei Arbeitszeitmodellen mit Durchrechnungszeiträu-
men sind zusätzlich deren Beginn und Dauer festzuhalten.

Weitere wichtige Nachweise

Je nach Beschäftigungsverhältnis können im Zuge einer GPLB-
Prüfung weitere Nachweise verlangt werden, wie beispielsweise:

 • Dienstverträge bzw. Dienstzettel
 • Urlaubs-, Krankenstands- und sonstige Abwesenheitsauf-
zeichnungen

 • Überstunden-, Provisions- und sonstige Entgeltaufzeichnun-
gen

 • Fahrtenbücher und Reisekostenabrechnungen
 • Beschäftigungsbewilligungen für Arbeitskräfte aus Dritt-
staaten

Unser Tipp: Prüfen Sie regelmäßig, ob Ihre Personal- und Loh-
nunterlagen vollständig, aktuell und nachvollziehbar dokumen-
tiert sind. So sind Sie für eine GPLB-Prüfung gut vorbereitet und 
reduzieren das Risiko von Beanstandungen und Strafen. 

Lohnkontrolle: Welche Unterlagen sind besonders prü-
fungsrelevant?

Unser Team . Ihr Erfolg!
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Mit Urteil vom 4.6.2026 in der Rechtssache „NOVA IBEROMOL-
DES“ (C-837/24) entschied der EuGH über die unionsrechtli-
che Zulässigkeit der portugiesischen Grunderwerbsteuer bei 
Anteilsübertragungen an grundstücksbesitzenden Gesellschaf-
ten und verneinte unter Verweis auf die EU-Kapitalansamm-
lungsrichtlinie die Erhebung einer Grunderwerbsteuer. Da das 
österreichische Grunderwerbsteuergesetz vergleichbare Tat-
bestände für sogenannte „Share Deals“ vorsieht, stellte sich 
die Frage, welche Auswirkungen das Urteil auf die österreichi-
sche Rechtslage hat. Um dieser Unklarheit entgegenzuwirken, 
hat das österreichische BMF jüngst dazu eine Information ver-
öffentlicht.

BMF-Information zur Grunderwerbsteuerpflicht bei Umstruk-
turierungen

In Österreich gelten als Kapitalgesellschaften im Sinne der EU-
Kapitalansammlungsrichtlinie jedenfalls die AG, die GmbH und 
die SE. Nach Ansicht des BMF kann davon ausgegangen werden, 
dass nachfolgende Vorgänge, durch die bei der den Kapitalan-

teil übernehmenden Kapitalgesellschaft ein Erwerbsvorgang - 
Gesellschafterwechsel oder Anteilsvereinigung - ausgelöst wird. 
Als Umstrukturierungen im Sinne der EU-Kapitalansammlungs-
richtlinie einzustufen sind und keine Grunderwerbsteuerpflicht 
auslösen, sofern jeweils Anteile der übernehmenden Kapitalge-
sellschaft gewährt werden: 

 • schlichte Einlage eines Kapitalanteils an einer grundstücks-
besitzenden Gesellschaft;

 • Down-Stream- und Side-Stream-Einbringung eines Kapital-
anteils an einer grundstücksbesitzenden Gesellschaft oder 
eines (Teil-)Betriebes mit einem solchen Anteil;

 • Down-Stream- und Side-Stream-Spaltung eines Kapital-
anteils an einer grundstücksbesitzenden Gesellschaft oder 
eines (Teil-)Betriebes mit einem solchen Anteil;

 • Side-Stream-Verschmelzung, wenn die übertragende Gesell-
schaft einen Kapitalanteil an einer grundstücksbesitzenden 
Gesellschaft hält;

 • „diagonale“ Konzernumstrukturierungen, etwa Einbringun-
gen oder Spaltungen zwischen unterschiedlichen Beteili-
gungssträngen (z. B. Tanten-/Nichten-Gesellschaften).

Auswirkungen auf die Praxis

In jenen Fällen, in denen vor Veröffentlichung des EuGH-Urteils 
eine Selbstberechnung der österreichischen Grunderwerbs-
steuer erfolgte und dieser Fall nach der Rechtsprechung des 
EuGH eindeutig als Umstrukturierung gilt, kann innerhalb der 
gesetzlichen Frist ein Antrag auf Festsetzung eingebracht wer-
den. Sofern bereits eine Festsetzung erfolgt ist, kann – inner-
halb offener Frist – gegen den Bescheid ein Rechtsmittel erho-
ben bzw. ein Antrag auf Aufhebung eingebracht werden.
BMF-Information vom 29.7.2026

https://tinyurl.com/57f9j9pv

 

Grunderwerbsteuer: Neue BMF-Information zur Steuer-
pflicht bei Umstrukturierungen

Die Österreichische Gesundheitskasse (ÖGK) hat jüngst 
eine neue bundesweite Servicehotline für Dienstgeberin-
nen und Dienstgeber eingerichtet. 

Diese steht als Unterstützung für folgende Agenden zur 
Verfügung:

 • der Beantragung einer neuen oder zusätzlichen Bei-
tragskontonummer,

 • der Beantragung von Versicherungsnummern für neu 
eingestellte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,

 • der Änderung von Stammdaten (geänderter Unterneh-
mensname, Adresswechsel oder sonstige firmenrechtli-
che Änderungen) und

 • bei Fragen zu Vollmachten

Die neue Servicehotline für Arbeitgeber ist unter der Tele-
fonnummer +43 5 0766-6500 erreichbar.

NEUE HOTLINE AUCH FÜR VERSICHERTE

In gleicher Weise hat die ÖGK auch eine neue Hotline 
für Datenanliegen von Versicherten geschaffen. Diese 
erhalten unter der österreichweiten Telefonnummer  
+43 5 0766-6400 Unterstützung bei

 • der Bekanntgabe von Namensänderungen (zum Beispiel 
nach Heirat),

 • der Ergänzung von akademischen Graden auf der e-card 
und

 • der Anforderung eines Versicherungsdatenauszuges.
 

NEUE SERVICEHOTLINE DER ÖGK FÜR DATENÄNDERUNGEN
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Gewinnspiele und Verlosungen sind besonders in sozialen 
Medien ein beliebtes Marketinginstrument. Unternehmen 
können damit ihre Reichweite erhöhen und ihre Produkte 
oder Dienstleistungen kostengünstig bewerben. Häufig 
wird dabei jedoch übersehen, dass derartige Verlosungen 
und Gewinnspiele auch steuerliche Konsequenzen nach 
sich ziehen können.

GLÜCKSSPIELABGABE
Als Glücksspiele gelten Spiele, bei denen die Entscheidung 
über das Spielergebnis ausschließlich oder vorwiegend 
vom Zufall abhängt. Werden im Rahmen von kostenlosen 
Preisausschreiben oder Gewinnspielen die Gewinnerinnen 
bzw. Gewinner basierend auf Zufall und nicht durch Ein-
satz von Wissen oder Geschicklichkeit ermittelt, so unter-
liegt der in Aussicht gestellte Gewinn der Glücksspielab-
gabe im Ausmaß von aktuell 5 %. 

Hinweis Bagatellgrenze: Die Steuerpflicht für Preisaus-
schreiben entfällt, wenn die Glücksspielabgabe den Betrag 
von € 500,00 im Kalenderjahr nicht überschreitet. Damit 
bleiben Glücksspielgewinne (Verkehrswert der Preise) bis 
zu € 10.000,00 abgabenfrei.

EIGENVERBRAUCHSBESTEUERUNG
Neben der Abfuhr der Glücksspielabgabe gilt es, auch die 
umsatzsteuerlichen Konsequenzen zu beachten. Haben 
die zur Verlosung gelangten Waren und Leistungen das 
Unternehmen zum vollen oder teilweisen Vorsteuerabzug 
berechtigt, so unterliegt deren Ausspielung der Eigenver-
brauchsbesteuerung. Beim Eigenverbrauch wird im Falle 
der Entnahme eines Gegenstandes die Umsatzsteuer 
nach dem Einkaufspreis zzgl. Nebenkosten bzw. man-
gels Einkaufspreis nach den Selbstkosten (im Zeitpunkt 
des Umsatzes) bemessen. Bei Dienstleistungen wird die 
Umsatzsteuer nach den auf die Ausführung dieser Leistun-
gen entfallenden Kosten bemessen.

GEWINNSPIELE UND VERLOSUNGEN ALS MAR-
KETINGINSTRUMENT – STEUERLICHE FOLGEN 
BEACHTEN

HFU-Liste laufend prüfen – 
erhöhte Haftungssätze seit 
1.1.2026
Wird ein Unternehmen von einem anderen Unternehmen ganz 
oder teilweise mit der Erbringung von Bauleistungen beauftragt, 
so haftet das den Auftrag erteilende Unternehmen im Rahmen 
der Auftraggeberhaftung für nicht entrichtete Sozialversiche-
rungsbeiträge und lohnabhängige Abgaben seines Auftragneh-
mers. Die Bestimmung bezieht sich dabei auf die Haftung im 
Rahmen der Vergabe von Bauleistungen im Sinne des Umsatz-
gesetzes, worunter insbesondere die Herstellung, Instandset-
zung, Instandhaltung, Änderung, Reinigung oder Beseitigung 
von Bauwerken zu verstehen ist. Die Haftung entsteht grund-
sätzlich mit der Zahlung des Werklohns und kann schlagend 
werden, wenn die offenen Beitrags- und Abgabenschulden beim 
Auftragnehmer nicht mehr eingebracht werden können.

Haftungssätze und Einbehalte

Bei klassischen Bauleistungen gelten nachfolgende Haftungs-
sätze und Einbehalte:

 • 20 % des Werklohns für Sozialversicherungsbeiträge
 • 5 % des Werklohns für lohnabhängige Abgaben

Im Bereich der Arbeitskräfteüberlassung gelten seit 1.1.2026 
nachfolgende erhöhte Sätze:

 • 32 % des Werklohns für Sozialversicherungsbeiträge  
(vormals 20 %)

 • 8 % des Werklohns für lohnabhängige Abgaben  
(vormals 5 %)

Vermeidung und laufende Überprüfung der HFU-Liste

Um eine Haftungsinanspruchnahme vollständig auszuschlie-
ßen, bestehen für die Auftraggeberin bzw. den Auftraggeber 
nachfolgende Möglichkeiten:

 • die Auftragnehmerin bzw. der Auftragnehmer ist zum Zeit-
punkt der Zahlung in der HFU-Liste eingetragen oder

 • der Auftraggeber nimmt einen 25%igen bzw. bei der 
Arbeitskräfteüberlassung 40%igen Einbehalt vor und über-
weist diesen an das Dienstleistungszentrum der Österreichi-
schen Gesundheitskasse (DLZ-AGH).

Speziell in Bezug auf ausländische Auftragnehmer im Baube-
reich ist zu beachten, dass diese in der Regel nicht in der HFU-
Liste eingetragen sind, sodass hier nur durch einen Einbehalt 
eine Haftungsinanspruchnahme vollständig ausgeschlossen 
werden kann.
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VERBRAUCHERPREISINDIZES

Monat
Jahres-
inflation %

VPI 2020 
(2020=100)

VPI 2015 
(2015=100)

August 2026 3,2 132,9 143,8
Juli 2026 2,8 132,2 143,0
Juni 2026 3,2 132,2 143,0

Fälligkeitsdatum 15. Oktober 2026
USt, NoVA, WerbeAbg  für August 
L, DB, DZ, ÖGK, KommSt für September
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